
Bauleitplanung;
Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes
„Holderbrunnenweg West„ im Bereich der Grundstücke
Fl.-Nrn. 547 (Teilfläche), 549/2 (Teilfläche), Gemarkung
Oberbeuren;
Plan-Nr. 142
hier: Vollzug § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)

– Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses –

Der Stadtrat der Stadt Kaufbeuren beschloss am
20.12.2022 für das oben genannte Gebiet einen Bebau-
ungs- und Grünordnungsplan aufzustellen.
Der räumliche Geltungsbereich des aufzustellenden Be-
bauungs- und Grünordnungsplans ist im vorstehenden
Übersichtsplan dargestellt.
Wesentliches Ziel der Planung ist die Schaffung von
Wohnbauflächen sowie die Schaffung von Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft.
Der Bebauungs- und Grünordnungsplan wird im bes-
chleunigten Verfahren gemäß § 13b i.V.m. § 13a BauGB
aufgestellt. Gemäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 und §
13 Abs. 3 BauGB wird von einer Umweltprüfung nach §
2 Abs. 4 BauGB und von einem Umweltbericht nach § 2a
BauGB abgesehen.

Kaufbeuren, 30.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Bau- und Umweltreferat
i.A. C a r l
-berufsm. Stadtrat-

SATZUNG ÜBER AUFWENDUNGS- UND
KOSTENERSATZ

FÜR EINSÄTZE UND ANDERE LEISTUNGEN
DER FEUERWEHR

DER STADT KAUFBEUREN
(Feuerwehraufwendungs- und Kostenersatzsatzung)

Vom 21.12.2022
Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund von Art. 28
des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (BayFwG) vom
23.12.1981 (BayRS 215-3-1-I), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24.07.2020 (GVBl. S. 350), folgende vom
Stadtrat am 20.12.2022 beschlossene Satzung über Auf-
wendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere
Leistungen der Feuerwehr der Stadt Kaufbeuren:

§ 1
Aufwendungs- und Kostenersatz

(1) Die Stadt Kaufbeuren erhebt im Rahmen von Art.
28 Abs. 1 BayFwG Aufwendungsersatz für die in
Art. 28 Abs. 2 BayFwG aufgeführten Pflichtleistun-
gen ihrer Feuerwehren.
Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung not-
wendigen Umfang abgerechnet.
Der Aufwendungsersatz entsteht mit dem Tätigw-
erden, in den Fällen des Art. 28 Abs. 2 Nr. 7 BayF-
wG mit dem Ausrücken der Feuerwehr.

(2) Die Stadt Kaufbeuren erhebt Kostenersatz für die
Inanspruchnahme ihrer Feuerwehren zu folgenden
freiwilligen Leistungen (Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayF-
wG):
1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen

Pflichtaufgaben der Feuerwehren gehören,
2. Überlassung von Gerät und Material zum Geb-

rauch oder Verbrauch,
3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt und

Schlauchwerkstatt,
4. Bereitstellung der Atemschutzstrecke zur Be-

nutzung.
DieKostenschuld entstehtmit der Inanspruchnahme
der Feuerwehr.

(3) Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatz-
es richtet sich nach den Pauschalsätzen gemäß der
Anlage zu dieser Satzung. Für den Ersatz von Auf-
wendungen, die nicht in der Anlage enthalten sind,
werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für ver-
gleichbare Aufwendungen festgelegten Sätze erho-
ben. Für Materialverbrauch werden die Selbstkosten
berechnet.

(4) Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von
Werkfeuerwehren entstehen (Art. 15 Abs. 7 Satz 2
BayFwG), sowie wegen überörtlicher Hilfeleistung
nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG zu erstattende Auf-
wendungen werden unabhängig von dieser Satzung
geltend gemacht.

(5) Kein Aufwendungs- oder Kostenersatz wird erho-
ben für folgende Einsätze im Gebiet der Stadt Kauf-
beuren:
1. Einsätze im abwehrenden Brandschutz, soweit

nicht der Einsatz durch eine vorsätzlich oder grob
fahrlässig herbeigeführte Gefahr oder die Gefahr
oder der Schaden durch den Betrieb von Kraft-,
Luft-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen veran-
lasst war;

2. Tätigkeiten, die unmittelbar oder mittelbar der
Rettung von Menschen oder Tieren dienen, ein-
schließlich notwendiger Sicherungstätigkeiten,
Haus- und Wohnungstüröffnungen und Öffnun-
gen von Aufzugstüren;

3. Einsätze zur Schadensbekämpfung bei Unwetter,
Hochwasser oder Starkregen;

4. Technische Hilfeleistungen für Kirchen, Vereine
oder andere Einrichtungen mit Sitz in Kauf-
beuren zum Zwecke der Religions-, Kultur-,
Brauchtums-, Traditions-, Wohlfahrts-, Jugend-
oder Sportpflege. Soweit die Stadt Kaufbeuren
Arbeitsentgelt oder Verdienstausfall zu erstatten
hat, werden in dieser Höhe Kosten erhoben,

5. Einsätze bei Suizid oder Suizidversuchen.
Bei Einsätzen außerhalb des Stadtgebietes, die unter
die Nrn. 1 bis 5 fallen, entscheidet über die Heran-
ziehung zum Aufwendungs- und Kostenersatz die
Stadt Kaufbeuren.

§ 2
Schuldner/in

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich die Schuldnerin
bzw. der Schuldner des Aufwendungsersatzes nach
Art. 28 Abs. 3 BayFwG.

(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldnerin bzw.
Schuldner, wer die Feuerwehr willentlich in An-
spruch genommen hat.

(3) Mehrere Schuldnerinnen bzw. Schuldner haften als
Gesamtschuldner.

§ 3
Fälligkeit

Aufwendungs- und Kostenersatz werden einen Monat
nach Zustellung des Bescheids zur Zahlung fällig.

§ 4
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über Aufwendungs-

und Kostenersatz für Einsätze und andere Leis-
tungen der Feuerwehr der Stadt Kaufbeuren vom
03.04.2003 (veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt
Kaufbeuren Nr. 7 vom 17.04.2003), zuletzt geändert
durch Satzung vom 24.10.2012 (veröffentlicht
im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr. 18 vom
02.11.2012), außer Kraft.

Kaufbeuren, 21.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Anlage zu § 1 Abs. 3 Satz 1 der Satzung über
Aufwendungs- und Kostenersatz

für Einsätze und andere Leistungen der Feuerwehr
der Stadt Kaufbeuren

Verzeichnis der Pauschalsätze
Aufwendungs- und Kostenersatz setzen sich aus den
jeweiligen Sachkosten (Nummern 1 - 3) und den Person-
alkosten (Nummer 4) zusammen. Bei den Nummern 5
– 9 sind die Personalkosten bereits in die Pauschalsätze
mit eingerechnet.
Etwaige anfallende Umsatzsteuer wird zusätzlich erho-
ben.
1. Streckenkosten
Die Streckenkosten betragen für jeden angefangenen
Kilometer Wegstrecke von der Feuerwehrwache bzw.
vom Standort und zurück für:
1.1 Kommandowagen KdoW 1,20 EUR
1.2 Einsatzleitwagen ELW 4,60 EUR
1.3 Mehrzweckfahrzeug MZF 3,60 EUR
1.4 Mannschaftstransportwagen MTW 3,60 EUR
1.5 Löschgruppenfahrzeug LF 13,50 EUR
1.6 Tanklöschfahrzeug TLF 11,60 EUR
1.7 Drehleiterfahrzeug DL 23-12 14,00 EUR
1.8 Rüstwagen RW 24,40 EUR
1.9 Gerätewagen-Gefahrgut GW-G 14,50 EUR
1.10 Dekontaminations-LKW P 17,40 EUR
1.11 Versorgungs-LKW 7,60 EUR
1.12 Schlauchwagen SW 22,20 EUR
1.13 Wechselladerfahrzeug 8,80 EUR
2. Ausrückestundenkosten
Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von
Geräten und Ausrüstung abzugelten, die zwar zu den
Fahrzeugen gehören, deren Kosten aber nicht durch die
zurückgelegte Wegstrecke beeinflusst werden.
Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die
halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten
erhoben.
Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet vom
Zeitpunkt des Abrückens von der Feuerwehrwache bzw.
vom Standort bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens
- je eine Stunde für:
2.1 Kommandowagen KdoW 9,40 EUR
2.2 Einsatzleitwagen ELW 61,40 EUR
2.3 Mehrzweckfahrzeug MZF 15,70 EUR
2.4 Mannschaftstransportwagen MTW 9,60 EUR
2.5 Löschgruppenfahrzeug LF 140,60 EUR
2.6 Tanklöschfahrzeug TLF 197,90 EUR
2.7 Drehleiterfahrzeug DL 23-12 213,30 EUR
2.8 Rüstwagen RW 328,40 EUR
2.9 Gerätewagen-Gefahrgut GW-G 117,70 EUR
2.10 Dekontaminations-LKW P 120,30 EUR
2.11 Versorgungs-LKW 44,60 EUR
2.12 Schlauchwagen SW 247,00 EUR
2.13 Wechselladerfahrzeug 182,00 EUR
2.14 Wechselladerabrollbehälter 80,80 EUR
2.2 Ausrückestundenkosten werden nicht erhoben, so-
weit ein Fahrzeug im Rahmen von Pflicht-Sicherheitswa-
chen (Art. 4 Abs. 2 BayFWG) abgestellt wird.
3. Arbeitsstundenkosten
Wird ein Gerät eingesetzt, das nicht zur feuerwehrtech-
nischen Beladung des eingesetzten Fahrzeugs gehört
(und können demnach dafür keine Ausrückestunden-
kosten geltend gemacht werden), werden Arbeitsstun-
denkosten berechnet.
In die Arbeitsstunden nicht eingerechnet wird der
Zeitraum, währenddessen ein Gerät am Einsatzort
vorübergehend nicht in Betrieb ist. Für angefangene
Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Übri-
gen die ganzen Arbeitsstundenkosten erhoben.
3.1 einen Lichtmastanhänger 131,40 EUR
3.2 ein Wassersauger 14,10 EUR
3.3 ein Schlauchboot 209,10 EUR
3.4 ein Heuwehrgerät 39,40 EUR
3.5 ein Verkehrssicherungsanhänger 164,00 EUR
3.6 ein Schlauchanhänger 35,90 EUR
3.7 ein UG-ÖEL Anhänger 173,00 EUR
3.8 ein Ölschadensanhänger 37,30 EUR
4. Personalkosten
4.1 Personalkosten werden nach Ausrückestunden

berechnet. Je Ausrückestunde - vom Zeitpunkt des
Ausrückens von der Feuerwehrwache bzw. vom
Standort bis zum Zeitpunkt des Wiedereinrückens
– werden Personalkosten berechnet für:

4.1.1 eine(n) Feuerwehrdienstleistende(n) 29,00
EUR

4.1.2 eine(n) Gerätewart(in), hauptamtlich 48,00
EUR
Für angefangene Stunden werden bis zu 30Minuten
die halben, im Übrigen die ganzen Stundenkosten
erhoben.

4.2 Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst
gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFWG wird der jew-
eils gültige Satz nach der Bekanntmachung des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern für
einen Feuerwehrdienstleistenden (vgl. § 11 Abs. 5
AVBayFWG) erhoben.
Für angefangene Stunden werden bis zu 30Minuten
die halben, im Übrigen die ganzen Stundensätze er-
hoben.
Abweichend von Nummer 4.1 wird für die Anfahrt
und die Rückfahrt insgesamt eine weitere Stunde
berechnet.

5. Geräteüberlassungskosten bei Bereitstellung an
Dritte

Der Aufwendungsersatz für die Bereitstellung/die Über-
lassung von Geräten
oder Ausrüstungsgegenständen an Dritte beträgt je an-
gefangenen Tag für:
5.1 einen Druckschlauch 3,80 EUR

+ zusätzlich Waschen, Prüfen u. Trocknen
(pauschal)

5.2 eine Schlauchbrückensatz 9,40 EUR
5.3 ein Notstromaggregat 91,80 EUR
5.4 ein Wassersauger 14,00 EUR

+ Reinigung und Überprüfung
nach Gebrauch 12,00 EUR

6. Leistungen der Atemschutzwerkstatt
6.1 Masken

6.1.1 Prüfung 7,70 EUR
6.1.2 Reinigung und Desinfizierung 5,90 EUR
6.1.3 Ventilscheibenwechsel, Sprechmembran,

Sichtscheibenwechsel, Erneuerung Anschlussstück
3,70 EUR

6.1.4 Leihgabe/Kalendertag 4,20 EUR
+ zusätzlich Prüfung, Reinigung und Desinfi-
zierung, einmalig

6.2 Pressluftatmer
6.2.1 Prüfung und Wartung 9,20 EUR
6.2.2 Grundüberholung 24,00 EUR
6.2.3 Reinigung von außen 13,90 EUR
6.2.4 Leihgabe/Kalendertag 22,90 EUR

+ zusätzlich Prüfung und Wartung, einmalig
6.3 Lungenautomat
6.3.1 Prüfung und Wartung 7,60 EUR
6.3.2 Desinfizierung 7,30 EUR
6.3.3 Grundüberholung 28,00 EUR
6.2.8 Einstellarbeiten und Austausch

von Ersatzteilen 8,00 EUR
6.2.9 Leihgabe/Kalendertag 8,80 EUR

+ zusätzlich Desinfizierung, Prüfung undWartung,
einmalig

6.4 Atemluftflaschen
6.4.1 Füllung bis 2,9 Liter 4,50 EUR
6.4.2 Füllung bis 4,9 Liter 6,60 EUR
6.4.3 Füllung bis 10 Liter 10,10 EUR
6.4.4 Füllung über 10 Liter 19,30 EUR
6.4.5 Ventilwechsel o. Ventilreperaturen 16,00 EUR
6.4.6 Leihgabe/Kalenderwoche 4,50 EUR
6.5 Chemikalien-Schutzanzug
6.5.1 Prüfung und Wartung 49,20 EUR
6.5.2 Reinigung, Desinfizierung

und Trocknung 42,10 EUR
6.5.3 Reparatur Sichtscheibe, Handschuh,

Stiefel 36,00 EUR
6.6 Kleinteile, pauschal 8,00 EUR
6.7 Ersatzteile werden gesondert in Rechnung gestellt.
6.8 Der Auftraggeber trägt die Porto- und Versand-

kosten sowie den Mindermengenzuschlag der für
ihn speziell bestellten Artikel.

7. Bereitstellung der Atemschutzübungsstrecke
7.1 Benutzung pro Person inkl. Flaschenfüllung

22,80 EUR
8. Allgemeine Leistungen der Feuerwehrwerkstatt
8.1 Waschen und Imprägnieren je Einsatzjacke

9,70 EUR
8.2 Waschen und Imprägnieren je Einsatzhose

9,70 EUR
8.3 Waschen von verschiedenen Ausrüstungsgegen-

ständen (pro Stück) 4,60 EUR
8.4 Schlauchreinigen und -trocknen (pauschal)

9,60 EUR
8.5 Einbinden von Schlauchkupplung je Kupplung

11,80 EUR
8.6 Pumpenprüfung an Feuerwehrpumpen 521,90

EUR
8.7 Kalibrierung Gasmessgeräte Groß 34,40 EUR
8.8 Kalibrierung Gasmessgeräte Klein 11,40 EUR
9. Sonstiger Kostenersatz
Für nachfolgende Arbeitsleistungen wird folgender
pauschaler Kostenersatz erhoben:
9.1 Öffnen einer Türe 150,00 EUR
9.2 Fehlalarm einer privaten Brandmeldeanlage

500,00 EUR

14. Satzung zur Änderung der Satzung über die
Erhebung von Gebühren

für die Benutzung der Bestattungseinrichtungen
der Stadt Kaufbeuren

(Friedhofsgebührensatzung – FGS)
Vom 21.12.2022

Die Stadt Kaufbeuren erlässt auf Grund der Art. 1, 2
und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 (GVBl.
S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 10.12.2021 (GVBl. S. 638), und des Art. 20 Abs.
1 des Kostengesetzes vom 20.02.1998 (GVBl. S. 43,
BayRS 2013-1-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz vom
05.08.2022 (GVBl. S. 414), folgende vom Stadtrat am
20.12.2022 beschlossene 14. Änderungssatzung zur Satz-
ung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung
der Bestattungseinrichtungen der Stadt Kaufbeuren:

Art. 1
Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die
Benutzung der Bestattungseinrichtungen der Stadt
Kaufbeuren (Friedhofsgebührensatzung – FGS) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 16.02.1990
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr.
6 vom 01.03.1990), zuletzt geändert durch Satzung vom
19.12.2018 (veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kauf-
beuren Nr. 25 vom 22.12.2018), wird wie folgt geändert:
1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 7 wird die Zahl „265“ durch die Zahl
„289“ ersetzt.

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Eine einmalige Gesamtgebühr wird erhoben
pro Beisetzung einer Einzelurne

Euro
1. in einer Gemeinschaftsgrabstelle 788,00
2. in einem Urnenbaumgrab 1. 118,00“

2. In § 6 a wird die Zahl „33,00“ durch die Zahl „25,00“
ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Nr. 1 werden dieWorte „Benutzung ein-

er Leichenklimatruhe“ durch das Wort „Leichen-
kühlung“ ersetzt.

b) Abs. 1 Nr. 4 wird gestrichen.
c) Die bisherigen Nummern 5, 6 und 7 werden zu 4,

5 und 6.
d) In Abs. 2 wird die Zahl „7“ durch die Zahl „6“

ersetzt.
e) In Abs. 3 wird die Zahl „5“ durch die Zahl „4“

und die Zahl „6“ durch die Zahl „5“ ersetzt.
4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „und Erstat-
tungsansprüche“ gestrichen.

b) Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:
„2. Beisetzen, Ausgraben oder Entnehmen ein-
er Urne bzw. Beisetzen einer Tot- oder Fehlge-
burt im Sinne von § 31 PStV in einem Behältnis
entsprechender Größe 146,00“

5. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) Nr. 1 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

„a) wenn gleichzeitig Gebühren nach § 7 Abs. 1
Nr. 6 zu erheben sind 102,00“

b) Nr. 1 Buchstabe c) erhält folgende Fassung:
„c) aus Anlass des Beisetzens, Ausgrabens oder
Entnehmens einer Urne, 102,00
außer in den Fällen des § 6 Abs. 3“

Art. 2
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Kaufbeuren, 21.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse, Oberbürgermeister

7. Satzung zur Änderung der
Satzung über die Benutzung der städtischen

Bestattungseinrichtungen
(Friedhofssatzung der Stadt Kaufbeuren)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.04.2007
Vom 21.12.2022

Die Stadt Kaufbeuren erlässt auf Grund der Art. 23 und
24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekan-
ntmachung vom 22. 08. 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-
1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.12.2022
(GVBl. S. 674), folgende vom Stadtrat am 20.12.2022
beschlossene 7. Satzung zur Änderung der Satzung über
die Benutzung der städtischen Bestattungseinrichtungen
(Friedhofssatzung der Stadt Kaufbeuren):

Art. 1
Die Satzung über die Benutzung der städtischen Bes-
tattungseinrichtungen (Friedhofssatzung der Stadt
Kaufbeuren) in der Fassung der Bekanntmachung vom
20.04.2007 (veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kauf-
beuren Nr. 9 vom 16.05.2007), zuletzt geändert durch
Satzung vom 21.02.2018 (veröffentlicht im Amtsblatt der
Stadt Kaufbeuren Nr. 5 vom 28.02.2018), wird wie folgt
geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Bei § 9 wird das Wort „Benutzungspflicht“ durch
das Wort „Weggefallen“ ersetzt.

b) Bei § 12 wird das Wort „Friedhofspersonal“
durch die Worte „Friedhofsleiter/in - Friedhof-
spersonal“ ersetzt.

c) Bei § 13 wird das Wort „Bestatter“ durch das
Wort „Weggefallen“ ersetzt.

d) Bei § 29 wird das Wort „Nutzungsberechtigter“
durch das Wort „Nutzungsberechtigte“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Satzung“ die

Worte „und der Leichenordnung“ eingefügt.
b) In Abs. 2 Buchstabe b) wird die Verweisung „(§ 9

Abs. 2)“ gestrichen.
3. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4
Anzahl der städtischen Friedhöfe

Die Stadt Kaufbeuren unterhält
a) den Waldfriedhof,
b) den Alten Friedhof (Friedhof an der Ganghofer-

straße),
c) den Friedhof in Kaufbeuren, Stadtteil Neu-

gablonz,
d) den Friedhof an der Kirche in Kaufbeuren,

Stadtteil Oberbeuren,
e) den Parkfriedhof in Kaufbeuren, Stadtteil Ober-

beuren,
f) denFriedhof inKaufbeuren, StadtteilHirschzell.“

4. § 5 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Das gleiche gilt für Totgeburten und Fehlgeburten
(§ 31 Abs. 2 Satz 1 PStV) sowie für Aschereste von
feuerbestatteten Leichen.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Buchstabe c) werden nach dem Wort

„Nutzungsberechtigten“ die Worte „bzw. der
Nutzungsberechtigten“ eingefügt.

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3)Die Bestattung in einem bestimmten Fried-

hof kann verlangt werden, soweit die gewün-
schte Grabstättenart dort verfügbar ist. Im
Übrigen bestimmt die Stadt den Friedhof
und die Grabstätte, wobei die begründe-
ten Interessen des Graberwerbers bzw. der
Graberwerberin berücksichtigt werden.“

6. In § 7 Abs. 2 werden nach den Worten „erhält der“
die Worte „bzw. die“ eingefügt“.

7. § 8 erhält folgende Fassung:
„§ 8

Benutzung der Leichenhäuser
(1) Mit Ausnahme des Friedhofs an der Kirche in Kauf-

beuren, Stadtteil Oberbeuren, unterhält die Stadt in
jedem Friedhof ein Leichenhaus.

(2) Das Leichenhaus dient zur Aufbahrung der
Leichen, bis sie bestattet oder überführt werden
und zur Aufbewahrung von Aschenresten feuer-
bestatteter Leichen bis zur Bestattung im Friedhof.
Für die Aufbahrung und Überführung von Leichen
gelten die Vorschriften der Verordnung über das
Leichenwesen im Bereich der Stadt Kaufbeuren
(Leichenordnung) in ihrer jeweils gültigen Fassung.

(3) Besucherinnen und Besucher und Angehörige
haben – von den Besucherbereichen und Verab-
schiedungsräumen abgesehen – keinen Zutritt in
die Leichenhäuser. Aufbahrungs-, Kühl- und Hy-
gieneräume sind verschlossen zu halten. Nur dem
Friedhofs- und Bestattungspersonal, Bestattern
bzw. Bestatterinnen und Personen in amtlicher Ei-
genschaft ist der Zutritt zu diesen Räumen erlaubt.“

8. § 9 wird aufgehoben.
9. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird vor das Wort „Friedhofs-
personal“ das Wort „Friedhofsleiter/in -“ voran-
gestellt.

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Dem Friedhofsleiter bzw. der Friedhofsleiter-
in obliegt die Aufsicht über die Friedhöfe und die
Leichenhäuser.“

10. § 13 wird aufgehoben.
11. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:
„(2) Aus religiösen und weltanschaulichen
Gründen können in dafür geeigneten Grabstät-
ten Erdbestattungen von nicht infektiösen oder
hochkontagiösen Leichen in einem Leichentuch
ohne Sarg gemäß § 30 Abs. 2 BestV zugelassen
werden. Für den Transport der Verstorbenen sind
geschlossene Särge zu verwenden. Leichen- und
Tragetücher sowie andere Materialien, die bei
der Erdbestattung ohne Sarg Verwendung find-
en, müssen vom Auftraggeber der Erdbestattung
gestellt werden.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält
folgende Fassung:
„(3) Den Zeitpunkt der Bestattung bestimmt der

Friedhofsleiter bzw. die Friedhofsleiterin im
Einvernehmen mit dem Bestatter bzw. der
Bestatterin, den die Trauerfeier gestaltenden
Personen (z.B. Geistliche, Trauerredner bzw.
Trauerednerin) und den Angehörigen.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird zu Abs. 4.
12. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Buchstaben b) bis d) erhalten folgende
Fassung:

„b) im Friedhof in Kaufbeuren, Stadtteil Neu-
gablonz, für Totgeburten und Kinder bis zu
12 Jahren 15 Jahre,
für Personen über 12 Jahre 25 Jahre;

c) im Friedhof an der Kirche in Kaufbeuren,
Stadtteil Oberbeuren für Gräber, die bis
30.06.1988 angelegt worden sind, im Park-
friedhof in Kaufbeuren, Stadtteil Ober-
beuren, im Waldfriedhof und im Fried-
hof Kaufbeuren, Stadtteil Hirschzell, für
Personen über 12 15 Jahre;

d) in allen übrigen Fällen
für Fehlgeburten 5 Jahre,
für Totgeburten und Kinder bis zu 12 Jahren
10 Jahre.“

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:
„(3) Bei Vorbehandlung des Leichnams (z.B. Ein-

balsamierung, Einwicklung in Leichentücher
oder anderer Verhüllungen) verlängern sich
die Ruhefristen gemäß Abs. 2 für Kinder bis
zu 12 Jahren um 3 Jahre, im Übrigen um jew-
eils 5 Jahre.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4.
13. In § 18 Abs. 2 werden die Worte „einer anderen Be-

stattung beigegeben, andernfalls“ gestrichen.
14. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19 Ausgrabungen
(1) Die Totenruhe darf grundsätzlich nicht gestört

werden.
(2) Die Ausgrabung von Leichen und Aschen zu

anderen als zu Umbettungszwecken bedarf einer
behördlichen oder einer richterlichen Anord-
nung.

(3) Umbettungen von Leichen, Leichteilen, toten
Leibesfrüchten und Aschen können nur auf
Antrag und nur dann genehmigt werden, wenn
in ganz besonderen Ausnahmefällen das Vor-
liegen eines gewichtigen Grundes die Störung
der nach Art. 1 Grundgesetz geschützten Toten-
ruhe rechtfertigt. Die Ausgrabung von Leichen
und Leichenteilen während der Ruhezeit bedarf
darüber hinaus der Unbedenklichkeitserklärung
der Gesundheitsbehörde. Die Umbettung auf-
löslicher Urnen ist nicht möglich. Antrags-
berechtigt sind der Inhaber bzw. die Inhaberin
des Grabnutzungsrechts und der Totenfürsorge-
berechtigte bzw. die Totenfürsorgeberechtigte
im gegenseitigen Einvernehmen.

(4) Ausgrabungen von Leichen und Leichenteilen
können nur in den Monaten Oktober mit März
und nur außerhalb der Friedhofsöffnungszeiten
vorgenommen werden. Die Teilnahme an einer
Ausgrabung ist nur den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Stadt und der zuständigen Be-
hörden gestattet. Die Stadt kann hiervon Aus-
nahmen zulassen.

(5) Ausgegrabene Leichen oder Leichenteile sind
unverzüglich wieder beizusetzen und vor der
Umbettung oder Überführung neu einzusargen,
wenn der Sarg beschädigt ist.

(6) Neben der Zahlung der Gebühren für die Um-
bettung haben die Antragsteller bzw. Antrag-
stellerin Ersatz für alle Schäden zu leisten, die
durch die Umbettung zwangsläufig entstehen.

(7) Der Ablauf der Ruhe- und der Grabnutzungszeit
wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.“

15. § 20 wird wie folgt geändert:
a) In § 20 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „ImWald-

friedhof“ durch die Worte „Soweit Grabstätten
in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen,“ er-
setzt.

b) In Abs. 4 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:
„Dies beinhaltet die Entfernung des Grabsteins,
Einfassungen und Fundamente und die Auffül-
lung der Grube mit Humus.“

16. § 21 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden die Worte „Das Bestattung-

samt“ durch die Worte „Die Friedhofsverwal-
tung“ ersetzt und nach demWort „Erwerber“ die
Worte „bzw. die Erwerberin“ eingefügt.

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Verlängerung und Umschreibung der

Nutzungsrechte ist bei der Friedhofsver-
waltung zu beantragen. Mit der Aushändi-
gung des umgeschriebenen Grabbriefes an
den Erwerber bzw. die Erwerberin wird die
Rechtsänderung wirksam.“

17. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden nach demWort „Der“ dieWorte

„bzw. die“ eingefügt.
b) Abs. 2 Buchstabe i) erhält folgende Fassung:

„i) Urnenfamilienbäume – im Radius um den
Stamm 300“

c) In Absatz 3 wird das Wort „Friedhofswärter“
durch die Worte „Friedhofsleiter bzw. die Fried-
hofsleiterin“ ersetzt.

18. In § 23 Abs. 3 wird das Wort „mindestens“ ge-
strichen.

19. § 24 erhält folgende Fassung:
„§ 24

Übergang des Nutzungsrechts
(1) Der bzw. die jeweilige Nutzungsberechtigte kann

das Nutzungsrecht auf jede natürliche Person über-
tragen. Es ist hierzu der Friedhofsverwaltung der
Grabbrief zur Umschreibung vorzulegen.

(2) Durch letztwillige Verfügung oder in einem Vorsor-
gevertrag kann der bzw. die Nutzungsberechtigte
jede natürliche Person als Rechtsnachfolger bzw.
Rechtsnachfolgerin im Nutzungsrecht einsetzen.
Sind mehrere Personen eingesetzt, gelten die Rang-
folge des Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie die des Abs. 4
entsprechend. Der Grabbrief wird umgeschrieben,
wenn der Rechtsnachfolger bzw. die Rechtsnachfol-
gerin sein bzw. ihr Recht glaubhaft macht.

(3) Hat der bzw. die Nutzungsberechtigte den
Rechtsnachfolger bzw. die Rechtnachfolgerin nicht
durch letztwillige Verfügung bestimmt, geht das
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf
die Angehörigen des bzw. der Nutzungsberechtigten
über:
a) auf den überlebenden Ehegatten bzw. die überle-

bende Ehegattin,
b) auf den eingetragenen Lebenspartner bzw. die

eingetragene Lebenspartnerin,
c) auf die Kinder,
d) auf die Adoptivkinder,
e) auf die Enkel bzw. Enkelinnen in der Reihenfolge

der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
f) auf die Eltern,
g) auf die vollbürtigen Geschwister,
h) auf die halbbürtigen Geschwister,
i) auf die nicht unter a) bis g) fallenden Erben.
Innerhalb der einzelnen Gruppen c) bis i) wird
der/die Älteste Nutzungsberechtigte/r. Die
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, den
Berechtigten zu ermitteln. Der Grabbrief wird auf
denjenigen umgeschrieben, der sein Recht glaubhaft
macht.

(4) Stiefkinder haben die Möglichkeit, das Nutzungs-
recht nachrangig nach Adoptivkindern zu erwer-
ben, Stiefgeschwister nachrangig nach halbbürtigen
Geschwistern. Abs. 3 Sätze 2 bis 4 gelten entsprech-
end.“

20. In § 25 Abs. 1 Satz 2 werden nach den Worten „wird
der“ die Worte „bzw. die“ eingefügt.

21. § 26 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden nach demWort „Der“ dieWorte

„bzw. die“ eingefügt.
b) Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Er bzw. sie kann bei Eintritt des Todes-
falles über die Beisetzung anderer Personen
entscheiden. Handelt es sich dabei nicht um
den Ehegatten bzw. die Ehegattin, den Leb-
enspartner bzw. die Lebenspartnerin, ein
Kind, einen Verwandten oder Verschwäger-
ten des bzw. der Nutzungsberechtigten, so
bedarf die betreffende Person der Erlaubnis
der Friedhofsverwaltung, die nach pflicht-
gemäßem Ermessen entscheidet.

ÖFFNUNGSZEITEN
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Dieses Amtsblatt kann auch im Internet unter dem Link www.kaufbeuren.de/auslegungen eingesehen werden.

Bürgerbüro
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–14.00 Uhr
Mittwoch 8.00–14.00 Uhr
Donnerstag 8.00–16.00 Uhr

16.00–19.00 Uhr
nur nach Terminvereinbarung

Freitag 8.00–14.00 Uhr
und nach Terminvereinbarung

Allgemeine Verwaltung
Montag 8.00–16.00 Uhr
Dienstag 8.00–12.00 Uhr
Mittwoch 8.00–12.00 Uhr
Donnerstag 8.00–12.00 Uhr

14.00–16.00 Uhr
Freitag 8.00–12.00 Uhr

und nach Terminvereinbarung



(3) Das Recht auf Beisetzung kann nur gel-
tend gemacht werden, wenn die Nutzungs-
berechtigten im Grabbrief eingetragen sind.“

22. In § 28 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Bestattungs-
amt“ durch die Worte „die Friedhofsverwaltung“
ersetzt.

23. § 29 erhält folgende Fassung:
„§ 29

Nutzungsberechtigte
(1) Der bzw. die Nutzungsberechtigte hat das Recht,

auf dem Grab ein Grabmal zu errichten und die
Grabstätte zu pflegen und zu unterhalten. Er bzw.
sie kann dieses Recht auf einen Angehörigen des im
Familiengrab ruhenden Verstorbenen übertragen. §
24 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Stirbt der bzw. die Nutzungsberechtigte, so geht das
Nutzungsrecht entsprechend der Rangfolge in § 24
Abs. 3 Sätze 1 und 2 und unter entsprechender An-
wendung des § 24 Abs. 4 auf einen Angehörigen des
im Familiengrab ruhenden Verstorbenen über. § 24
Abs. 3 Sätze 3 und 4 sind entsprechend anzuwen-
den.“

24. § 30 Abs. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:
„(3) Die Beisetzung in einem Urnenerdgrab kann nur

in einer biologisch abbaubaren Urne (Urnenkapsel
und Schmuckurne) erfolgen. Die Beisetzung in ei-
nem Urnenwandgrab und in einem Urnengemein-
schaftsgrab kann nur in einer Urnenaschenkapsel
aus nicht verrottendem Material erfolgen.

(4) Für das Entnehmen einer Urne aus einem Urnen-
wandgrab gilt § 19 sinngemäß; eine Urnenentnahme
aus einem Urnenerdgrab ist nicht möglich.

(5) Das Gestaltungsrecht der Urnen-Wandnischen und
Urnenstelen bleibt allein der Stadt vorbehalten;
die Verschlussplatte bleibt in ihrem Eigentum. Der
bzw. die Nutzungsberechtigte muss die Beschriftung
fachgerecht ausführen lassen. Für die Ausführung
der Beschriftung gelten dabei folgende Vorgaben:
a) Text
- Name, Geburtsname
- Geburts- und Sterbedatum
b) Schrift
- Schriftart: Antiqua Font 087
- Schriftgröße für die Namenszeile: 27 mm
- Schriftgröße für die Jahreszahlen: 21 mm
- Farbe der Beschriftung: Oxidrot Ral 3009

Soweit die Verschlussplatte grafisch gestaltet werden
soll, bedarf es hierzu der Genehmigung durch die Fried-
hofsverwaltung. Die würdevolle Gestaltung des Fried-
hofs muss dabei gewahrt bleiben.“
25. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 werden die Worte „Friedhofswärter
oder -gärtner“ durch die Worte „Friedhofsleiter
bzw. Friedhofsleiterin“ ersetzt und in Satz 3 nach
dem Wort „Der“ die Worte „bzw. die“ hinzuge-
fügt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 6 angefügt:
„(6) Vor Urnenwänden und Urnenbäumen ist es
nicht gestattet, dauerhaften Grabschmuck, wie
beispielsweise Blumen, Blumenkästen, Skulp-
turen oder sonstige Gegenstände abzulegen oder
anzubringen. Soweit dies nicht beachtet wird,
darf das Friedhofspersonal entsprechende Ge-
genstände ohne vorherige Bekanntmachung ent-
fernen und entsorgen.“

26. § 35 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Wird ein Grab nicht ordnungsgemäß herge-
richtet oder gepflegt, so fordert die Friedhofs-
verwaltung den Nutzungsberechtigten bzw. die
Nutzungsberechtigte schriftlich auf, das Grab
innerhalb angemessener Frist in Ordnung zu
bringen.“

b) In Abs. 1 Satz 2 werden nach denWorten „Ist der“
die Worte „bzw. die“ eingefügt.

c) In Abs.2 werden nach den Worten „müsste der“
die Worte „bzw. die“ eingefügt.

27. § 36 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Der Inhaber bzw. die Inhaberin des Grab-

nutzungsrechts (Nutzungsberechtigte) hat das
Grabmal in einem ordnungsgemäßen, verkehrs-
sicheren Zustand zu erhalten. Er bzw. sie ist für
Schäden verantwortlich, die insbesondere durch
Umfallen des Grabmales oder Abstürzen von
Teilen desselben verursacht werden. Grabmale
die sich nicht in einem ordnungsgemäßen Zu-
stand befinden, können nach vorangegangener
schriftlicher Aufforderung auf Kosten des bzw.
der Nutzungsberechtigten instandgesetzt oder
entfernt werden, wenn die Wiederherstellung
verweigert oder innerhalb der gesetzten Frist
nicht durchgeführt wird (Ersatzvornahme).
Kann aufgrund der akut drohenden Gefahr
durch ein nicht standsicheres Grabmal eine
schriftliche Aufforderung an den Nutzungs-
berechtigten bzw. die Nutzungsberechtigte zur
Wiederherstellung der Standsicherheit unter
Fristsetzung nicht abgewartet werden, ist die
Stadt Kaufbeuren (Friedhofsträger) berechtigt,
die Gefahrenstelle abzusperren, das Grabmal
provisorisch zu sichern oder umzulegen.“

28. § 37 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 werden die Worte „des Bestattungsam-

tes“ durch die Worte „der Friedhofsverwaltung“
ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „vom“ durch die
Worte „von den“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Das Bestat-
tungsamt“ durch die Worte „Die Friedhofsver-
waltung“ ersetzt.

29. § 38 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Das Bestat-

tungsamt“ durch die Worte „Die Friedhofsver-
waltung“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „vom
Nutzungsberechtigten“ durch die Worte „von der
nutzungsberechtigten Person“ ersetzt.

c) In Abs. 2 Satz 3 werden nach den Worten „hat
der“ die Worte „bzw. die“ eingefügt.

30. § 39 wird wie folgt geändert:
a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Im Waldfriedhof werden Grabfelder
vorgesehen, für die nachstehende besondere
Gestaltungsvorschriften gelten. Sie sind in
dem Lageplan vom 20.12.2022, der als An-
lage 1 Bestandteil dieser Satzung ist, geken-
nzeichnet und tragen folgende Bezeichnung:
U 1-Grabfeld: Nr. XXIV a,
U 2-Grabfeld: Nr. XXIV b.“

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Erwerber“ die
Worte „bzw. die Erwerberin“ eingefügt und in Satz 2
nach demWort „Er“ die Worte „bzw. sie“ eingefügt.

31. § 41 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Stehende Grabmale müssen mindestens 14 cm

stark sein. Hiervon ausgenommen sind Grab-
male, die vor dem 01.01.2023 errichtet oder in
Auftrag gegeben wurden, solange sie danach
nicht geändert oder ersetzt werden.“

32. § 41 a wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „kann“

die Worte „im Waldfriedhof“ eingefügt.
b) In Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten „muss

der“ die Worte „bzw. die“ eingefügt.
33. § 41 b wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird gestrichen.
b) Der bisherige Abs. 2 wird zu Absatz 1 und erhält

folgende Fassung:
„(1) Die Bestattung von Urnen an geeigneten, be-

reits gepflanztenBäumen istmöglich (Urnen-
baumgrab). Die Bestattung soll regelmäßig in
einem Umkreis von 2 – 3 m ab Stammmitte
erfolgen. Hiervon kann in geeigneten Fällen
abgewichen werden. Es besteht hierbei kein
Anspruch auf Beisetzung an einer bestim-

mten Stelle. Ein Nutzungsrecht wird mit der
Beisetzung an diesem Grab nicht erworben.
Die Entscheidung, welche Bäume geeignet
sind, trifft die Friedhofsverwaltung in Rück-
sprache mit dem Friedhofsleiter bzw. der
Friedhofsleiterin.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 2 und des-
sen Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Es besteht die Möglichkeit, auf dem Waldfried-
hof an hierfür vorbereiteten Stellen einen Urnen-
familienbaum zu pflanzen und 8 Urnenbestat-
tungsplätze an diesem Baum zu erwerben.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird zu Absatz 3 und erhält
folgende Fassung:
„(3) Die Bäume, an denen Urnenbeisetzungen

erfolgen, dürfen in ihrem Erscheinungsbild
nicht gestört oder verändert werden. Es ist
insbesondere nicht zulässig, die Urnenbäume
zu bearbeiten, zu schmücken, zu entfernen
oder in sonstiger Weise zu verändern. Jegli-
che Gestaltung ist unzulässig. Ausnahmen
sind nur zulässig, soweit diese für den Be-
stand der Bäume oder aus Gründen der
Verkehrssicherungspflicht notwendig sind.
Die hierfür erforderlichen Maßnahmen
werden von der Friedhofsverwaltung durch-
geführt. Im Wurzelbereich der Urnenbäume
und auf dem Waldboden dürfen keine
Veränderungen vorgenommen werden.“

e) Absatz 5 wird gestrichen.
34. In § 42 werden die Worte „Das Bestattungsamt“

durch die Worte „Die Friedhofsverwaltung“ ersetzt.
35. § 44 Abs. 3 Buchstabe d) erhält folgende Fassung:

„d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-,
Video- und Fotoaufnahmen, außer zu privaten
Zwecken - Ausnahmen bedürfen der vorherigen
Genehmigung der Friedhofsverwaltung;“

36. Art. 47 wird wie folgt geändert:
a) Ziffer 1 wird gestrichen.
b) Die bisherigen Ziffern 2, 3, 4, 5, 6 und 7 werden zu

Ziffern 1, 2, 3, 4, 5 und 6.
c) In der neuen Ziffer 3 wird vor die Bezeichnung

„§ 41“ die Bezeichnung „§ 30 oder“ eingefügt.
37. § 48 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „das
Bestattungsamt“ durch die Wörter „die Fried-
hofsverwaltung“ ersetzt.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „das Bestattungs-
amt“ durch die Wörter „die Friedhofsverwal-
tung“ ersetzt.

Art. 2
Der in § 39 Abs. 1 Satz 2 genannte Lageplan vom
20.12.2022 wird als Anlage 1 Bestandteil der Friedhofs-
satzung der Stadt Kaufbeuren; er ersetzt den Lageplan
vom 16.11.2016.

Art. 3
(1) Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in

Kraft.
(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 30 Abs. 3 Satz 1 am

01.01.2024 in Kraft.

Kaufbeuren, 21.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Verordnung über das Leichenwesen im Bereich der
Stadt Kaufbeuren (Leichenordnung)

Vom 21.12.2022
Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund Art. 17. Abs. 1
und 2 des Bestattungsgesetzes (BestG) vom 24.09.1970
(BayRS 2127-1-UG), zuletzt geändert durch Gesetz vom
02.08.2016 (GVBl. S. 246) folgende vom Stadtrat der
Stadt Kaufbeuren am 20.12.2022 beschlossene Verord-
nung über das Leichenwesen in der Stadt Kaufbeuren
(Leichenordnung):

§ 1
Bestatter, Bestatterinnen

(1) Bei jedem Sterbefall in der Stadt Kaufbeuren müs-
sen die Hinterbliebenen einen Bestatter bzw. eine
Bestatterin beauftragen.

(2) Die Tätigkeiten zur Leichenbesorgung und zum
Leichentransport dürfen nur von privaten gewerbli-
chen Bestattern bzw. Bestatterinnen durchgeführt
werden, die ihren Betrieb nach § 14 Gewerbeord-
nung (GewO) ordnungsgemäß angezeigt haben.

§ 2
Pflichten der Bestatter bzw. Bestatterinnen

(1) Nach Annahme eines Auftrages zur Besorgung oder
zum Transport einer Leiche haben die Bestatter
bzw. Bestatterinnen dafür zu sorgen, dass die
Bestattung unter Einhaltung aller Vorschriften
fachgerecht vorbereitet wird.

(2) Sie haben insbesondere die auftraggebende Person
darauf hinzuweisen, dass
1. die Leichenschau durch einenArzt bzw. eine Ärz-

tin unverzüglich zu veranlassen ist, zur Nachtzeit
jedoch nur, wenn Anhaltspunkte für einen nicht
natürlichen Tod vorliegen,

2. bei natürlichem Tod die vom Arzt bzw. Ärztin
ausgestellte Todesbescheinigung mit Durch-
schrift unverzüglich dem für die Beurkundung
des Sterbefalles zuständigen Standesamt zuzu-
leiten ist,

3. bei den Aufbahrungsmöglichkeiten gemäß § 3
Abs. 4 Fristen einzuhalten sind.

§ 3
Leichenbesorgung, Aufbahrung

(1) Jede Leiche ist nach der Leichenschau unverzüglich,
wenn öffentliche Interessen nicht entgegenstehen,
noch am Sterbeort in einen schicklichen Zustand zu
bringen. Spätestens bei der Einstellung der Leiche
in eine Kühlung (Kühlraum, Leichenklimatruhe)
hat der Bestatter bzw. die Bestatterin für eine ord-
nungsgemäße, hygienische Versorgung der verstor-
benen Person zu sorgen. Dies umfasst zumindest
die Säuberung des Körpers und die oberflächli-
che Desinfektion des Leichnams (Desinfizieren –
Waschen – Desinfizieren) und dient dem Schutz des
Bestattungspersonals. Eine Grundversorgung nach
DIN EN 15 017 wird empfohlen.

(2) Soweit eine Versorgung am Sterbeort nicht möglich
ist und auch keine anderweitig geeigneten Räum-
lichkeiten zur Verfügung stehen, ist die Versorgung
im Leichenraum des Waldfriedhofes in Kaufbeuren
vorzunehmen. Wird der städtische Leichenraum
in Anspruch genommen, gilt der dort ausgehängte
Hautschutz-/Hygieneplan für alle Benutzerinnen
und Benutzer. Nach Benutzung ist der Leichenraum
im hygienisch sauberen Zustand zu verlassen.

(3) Wird eine verstobene Person in einem Leichensack
im Notsarg eingestellt und ist die Entnahme der ver-
stobenen Person aus dem Leichensack ausgeschlos-
sen (z.B. aufgrund des Verwesungszustandes), so
muss der Leichensack biologisch abbaubar und dicht
verschlossen sein.

(4) Nach der Einsargung und entsprechenden Ver-
sorgung (Absatz 1) können Verstorbene, bei denen

aus infektionshygienischer Sicht keine Schutz-
maßnahmen erforderlich sind, in Wohnhäusern,
Kirchen, Krankenhäusern, Altenheimen, öffent-
lichen Leichenräumen oder gleich geeigneten
privaten Leichenräumen in würdiger Weise auf-
gebahrt werden. Die Aufbahrung im eingesargten
Zustand außerhalb von Leichenräumen ist unter der
Wahrung der Würde auf 48 Stunden nach Eintritt
des Todes begrenzt. Die würdige Aufbahrung ohne
Einsargung des/der Verstorbenen ist am Sterbeort
maximal einen Tag zulässig.

(5) In den Leichenhäusern auf den Friedhöfen der Stadt
Kaufbeuren werden die Leichen grundsätzlich in
geschlossenem Sarg aufgebahrt. Im Waldfriedhof,
im Alten Friedhof und im Friedhof in Kaufbeuren,
Stadtteil Neugablonz können Verstorbene auch
im offenen Sarg aufgebahrt werden, sofern die in
§ 1 Abs. 1 Satz 2 der Bestattungsverordnung ge-
nannten Angehörigen des Verstorbenen bzw. der
Verstorbenen dies verlangen. Die Aufbahrung ist
dem Friedhofsleiter bzw. der Friedhofsleiterin anzu-
zeigen. Die vorstehend bezeichneten Angehörigen
entscheiden dabei in der Reihenfolge ihrer Nennung
in § 1 Abs. 1 Satz 2 Bestattungsverordnung. Können
sich mehrere gleichberechtigte Angehörige nicht
darüber einigen, ob die Leiche im offenen oder ges-
chlossenen Sarg aufgebahrt werden soll, bleibt der
Sarg geschlossen. Das Öffnen und Schließen des
Sarges ist die Aufgabe des Friedhofspersonals. Die
Särge sind spätestens 15 Minuten vor Beginn der
Trauerfeier oder Bestattung endgültig zu schießen,
sofern die Religionsfreiheit hierdurch nicht einge-
schränkt wird.

(6) Über die Zulässigkeit einer offenen Aufbahrung
von Verstorbenen mit einer Infektionskrankheit
entscheidet das zuständige Gesundheitsamt.

(7) In Ausnahmefällen können die Fristen des Abs. 4
auf Antrag der Angehörigen von der Friedhofsver-
waltung verlängert werden, wenn nach ärztlichem
Zeugnis bescheinigt wird, dass Bedenken hiergegen
nicht bestehen.

(8) Eine Leiche, die feuerbestattet wird, ist innerhalb
der Frist des § 19 Abs. 1 BestV nach dem Tod in ein
Krematorium zu überführen.

(9) Die Umsargung von Verstorbenen muss, wenn sie
nicht in den Räumlichkeiten des Bestatters bzw. der
Bestatterin erfolgen kann, ausnahmslos im Leichen-
raum des Waldfriedhofs in Kaufbeuren, unter
Beachtung der jeweils gültigen Hygienevorschriften,
durchgeführt werden.

§ 4
Pflicht zur Leichenraumbenutzung

(1) Leichen der in der Stadt Kaufbeuren verstorbenen
Personen müssen spätestens 48 Stunden nach
Eintritt des Todes in einen geeigneten Leichen-
raum gebracht werden. Geeignet sind Räume, die
mindestens den von der Gartenbau-Berufsgenos-
senschaft in ihrer Unfallverhütungsvorschrift für
Friedhöfe und Krematorien aufgestellten und den
weiteren im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
gestellten Anforderungen genügen und die Würde
und Achtung der Toten angemessen wahren. Der
von der Stadt Kaufbeuren hierfür bereitgestellte,
geeignete Leichenraum befindet sich im Waldfried-
hof.

(2) Jede in einen geeigneten Leichenraum oder ein
Leichenhaus eingelieferte Leiche ist in geeigneter
Weise zu kühlen.

§ 5
Übergabe der Leiche an die Friedhofsverwaltung

(1) Eine Leiche, die auf einem Friedhof der Stadt Kauf-
beuren erdbestattet werden soll, darf frühestens 24
Stunden vor dem Beisetzungstermin in das Leichen-
haus des Friedhofs verbracht werden, auf dem sie
bestattet wird. Satz 1 gilt nicht für denWaldfriedhof.
Bei einer Beisetzung auf dem Friedhof Kaufbeuren,
Stadtteil Oberbeuren an der Kirche ist die Leiche
in das Leichenhaus am Parkfriedhof Kaufbeuren,
Stadtteil Oberbeuren zu verbringen und spätestens
30 Minuten vor dem Bestattungs- oder Verabschie-
dungstermin an den Friedhof Kaufbeuren, Stadtteil
Oberbeuren an der Kirche nach Maßgabe des § 13
BestV zu transportieren.

(2) Aschenreste feuerbestatteter Leichen, die in einem
Friedhof der Stadt Kaufbeuren bestattet werden
sollen, müssen spätestens 24 Stunden vor dem
Beisetzungstermin im Waldfriedhof angeliefert
werden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen
in besonders begründeten Einzelfällen genehmigen.

(3) Bei der Übergabe der Leiche an die Friedhofsver-
waltung muss am Sargoberteil sowohl innen als auch
außen an der Kopfseite eine Sargbeschriftung mit
folgenden Angaben sicher befestigt sein:
- Name und Alter des/der Verstobenen,
- Todestag,
- ggfs. das Vorliegen einer übertragbaren Krankheit.
Die Anbringung der Sargbeschriftung obliegt dem
Bestatter bzw. der Bestatterin. Einstellungsdatum
und –uhrzeit, sowie das Abholen des Sarges sind mit
den weiteren o.g. Daten in eine Liste einzutragen,
die im Anlieferungsbereich ausliegt.

(4) Die Bestimmungen dieser Vorschrift gelten entspre-
chend für Totgeburten gemäß § 31 Abs. 2 Satz 1
PStV.

§ 6
Leichenüberführung von und nach auswärts

(1) Vor derÜberführung nach auswärts muss die Leiche
in einen geeigneten Leichenraum gebracht werden,
wenn sie nicht innerhalb von 24 Stunden nach Ein-
tritt des Todes nach auswärts überführt wird. Dies
gilt nicht, wenn die Verwaltung des Krankenhauses,
in dem sich der Todesfall ereignete, damit einver-
standen ist, dass die Leiche bis zur Überführung im
Krankenhaus verbleibt.

(2) Wird eine Leiche von einem auswärtigen Bestat-
ter bzw. einer auswärtigen Bestatterin nach aus-
wärts oder ins Ausland überführt, kann die Fried-
hofsverwaltung der Stadt Kaufbeuren im Rahmen
der Überwachung nach Art. 14 Bestattungsgesetz
(BestG) hinsichtlich der vorgeschriebenen Ein-
sargung einen örtlichen Bestatter bzw. eine örtliche
Bestatterin hinzuziehen oder eine Vorfahrpflicht in
einem städtischen Friedhof anordnen. Auf Antrag
kann von der Friedhofsverwaltung eine Ausnahme-
genehmigung von der Vorfahrpflicht erteilt werden,
wenn der auswärtige Bestatter bzw. die auswärtige
Bestatterin die ordnungsgemäße Einsargung be-
scheinigt. Ein Rechtsanspruch auf Erteilung besteht
nicht.

(3) Von auswärts nach Kaufbeuren überführte Leichen
sind unverzüglich in einen geeigneten Leichenraum
einzuliefern.

§ 7
Behördliche Aufsicht

(1) Alle bei der Besorgung und Beförderung von
Leichen eingesetzten Personen sowie Leichenbe-
sorgungsunternehmen unterliegen hinsichtlich ihrer
Tätigkeit im Stadtgebiet der Aufsicht durch die
Friedhofsverwaltung der Stadt Kaufbeuren.

(2) Die zuständige Gesundheitsbehörde kann im

Einzelfall aus Gründen der öffentlichen Gesundheit
besondere Weisungen erteilen.

§ 8
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 18 Abs. 1 Nr. 14 BestG kann mit Geldbuße
belegt werden, wer
1. entgegen § 1 Leichenbesorgungen oder Leichentrans-
porte unbefugt durchführt,

2. als Bestatter bzw. Bestatterin entgegen § 2 Abs. 2 die
Hinweise nicht erteilt,

3. als Bestatter bzw. Bestatterin die Leichenbesorgung
und Aufbahrung entgegen der Vorschriften des § 3
vornimmt,

4. als Bestatter bzw. Bestatterin entgegen § 4 Abs. 1 und
§ 6 Abs. 1 und 3 die Pflicht zur fristgerechten Leichen-
raumbenutzung missachtet oder Leichen in unge-
eigneten Räumen aufbahrt oder aufbewahrt.

5. als Bestatter bzw. Bestatterin entgegen § 5Abs. 1 und 2
eine Leiche oder Aschenreste einer feuersbestatteten
Leiche nicht fristgerecht übergibt oder entgegenAbs. 3
den Sargzettel nicht ordnungsgemäß anbringt und die
Listeneinträge ordnungsgemäß vornimmt.

6. als Bestatter bzw. Bestatterin entgegen § 6 Abs. 3 einer
von der Friedhofsverwaltung angeordneten Vorfahr-
pflicht nicht nachkommt.

§ 9
Sonstige Vorschriften

Unberührt bleiben Vorschriften, die sich außerhalb
dieser Verordnung mit dem Leichenwesen befassen,
insbesondere das Bestattungsgesetz, die Bestattungs-
verordnung, die Satzung über die Benutzung der
städtischen Bestattungseinrichtungen (Friedhofsatzung
der Stadt Kaufbeuren) und das Infektionsschutzgesetz,
in den jeweils gültigen Fassungen.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Sie gilt
für die Dauer von 20 Jahren.

Kaufbeuren, 21.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Sonder-
nutzungen an öffentlichen Straßen und die Erhebung
von Sondernutzungsgebühren in der Stadt Kaufbeuren

(Sondernutzungssatzung)
Vom 21.12.2022

Die Stadt Kaufbeuren erlässt aufgrund von Art. 18 Abs.
2 a, 22 a und 56 Abs. 2 des Bayerischen Straßen- und
Wegegesetzes (BayStrWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 05.10.1981 (GVBl. S. 448, BayRS 91-1-B),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.05.2022 (GVBl.
S. 224), von § 8 Abs. 1 und 3 des Bundesfernstraßen-
gesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19.06.2022 (BGBl. I S. 922), und Art. 23
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 09.12.2022 (GVBl. S. 674), folgende
vom Stadtrat am 20.12.2022 beschlossene 2. Satzung
zur Änderung der Satzung über die Sondernutzungen
an öffentlichen Straßen und die Erhebung von Sonder-
nutzungsgebühren in der Stadt Kaufbeuren (Sonder-
nutzungssatzung):

Art. 1
Die Satzung über die Sondernutzungen an öffentli-
chen Straßen und die Erhebung von Sondernutzungs-
gebühren in der Stadt Kaufbeuren vom 21.02.2018
(veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kaufbeuren Nr.
5 vom 28.02.2018), zuletzt geändert durch Satzung vom
27.03.2019 (veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Kauf-
beuren Nr. 9 vom 04.04.2019) wird wie folgt geändert:
1. § 1 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Fußgängerbereiche im Sinne dieser Satzung
sind der Fußgängerbereich Salzmarkt – Obst-
markt - Schmiedgasse (Fußgängerbereich 1),
der Fußgängerbereich Neuer Markt-Ostseite
(Fußgängerbereich 2) und der Fußgänger-
bereich Spitaltor (Fußgängerbereich 3). Der
jeweilige räumliche Geltungsbereich umfasst
die in den anliegenden Lageplänen gekenn-
zeichneten Flächen. Die Lagepläne sind Be-
standteil dieser Satzung (Anlagen 2, 3 und 4).“

2. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Für das Fahrradfahren gilt die Erlaubnis in den

in § 1 Abs. 7 festgelegten Fußgängerbereichen
ganztägig erteilt. Abs. 5 Buchst. b) und c) gelten
entsprechend.“

3. In § 13 Abs. 1 Satz 1 und § 13 Abs. 5 wird jeweils die
Zahl „4“ durch die Zahl „5“ ersetzt.

4. Die Anlagen zur Satzung werden wie folgt geändert:
a) Es wird eine neue Anlage 4 zu § 1 Abs. 7 (Lage-

plan zu Fußgängerbereich 3) angefügt.
b) Die bisherige Anlage 4 wird zu Anlage 5

Art. 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.02.2023 in Kraft.

Kaufbeuren, 21.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse
Oberbürgermeister

Anlage 4
zur Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen
Straßen und die Erhebung von Sondernutzungs-
gebühren in der Stadt Kaufbeuren

Fußgängerbereich 3 (Spitaltor)

Begrenzung des Fußgängerbereiches

Kaufbeuren, 20.12.2022
Stadt Kaufbeuren
Stefan Bosse, Oberbürgermeister
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